
29 A O Û T  1 938 841

368
E 4300 (B) 1969/78/1

L ’Office allemand des Affaires extérieures 
à la Légation de Suisse à Berlin1

Copie
N  Berlin, 29. August 1938

Das Auswärtige Amt beehrte sich, der Schweizerischen Gesandtschaft mit 
Beziehung auf den von dem Herrn Schweizerischen Geschäftsträger überge­
benen Entwurf einer Vereinbarung2 über die passrechtliche Behandlung deut­
scher Emigranten folgendes mitzuteilen:

Der schweizerischen Regierung ist bereits von den Anordnungen Kenntnis 
gegeben worden, die von deutscher Seite getroffen worden sind, um, soweit es 
an ihr liegt, den nichtordnungsmässigen Übertritt österreichischer Juden über 
die schweizerische Grenze zu verhindern. Dabei ist zum Ausdruck gebracht 
worden, dass deutscherseits die Abwanderung österreichischer Juden in die 
Schweiz nicht gewünscht wird, und dass demgemäss die Förderung des 
Zustroms solcher Juden in die Schweiz durch deutsche Organe nicht in Frage 
kommt. Auf Wunsch der schweizerischen Regierung hat die deutsche Regie­
rung sodann einer Anzahl schweizerischerseits bezeichneter Passtellen, darun­
ter insbesondere der Passtelle in Wien, die Weisung erteilt, bis auf weiteres 
deutsche Reisepässe mit Geltung für das Ausland an Juden in den Fällen nicht 
auszustellen, in denen nicht einwandfrei feststeht, dass der Pass nicht zur Reise 
nach der Schweiz benutzt wird. Schliesslich hat die deutsche Regierung, wie 
dem Herrn schweizerischen Geschäftsträger mündlich mitgeteilt worden ist, 
seiner Anregung entsprechend in Aussicht gestellt, alle deutschen Passtellen 
vertraulich anzuweisen, Juden, von denen bekannt oder zu vermuten ist, dass 
sie ihren Pass zur Reise in die Schweiz benutzen wollen, einen Pass nur auszu­
stellen, wenn der Antragsteller nachweist, dass seine Anwesenheit in der 
Schweiz genehm ist. Zum Erlass einer solchen Anweisung ist die deutsche 
Regierung nach wie vor bereit. Sie setzt dabei voraus, dass diese Zusage auch 
auf schweizerischer Seite vertraulich behandelt wird.

Die deutsche Regierung ist umsomehr überzeugt, dass mit einer solchen 
Regelung der von der schweizerischen Regierung erstrebte Zweck erreicht wer­
den wird, als, wie hier wiederholt werden mag, deutscherseits eine Ausreise 
österreichischer Emigranten nach der Schweiz überhaupt nicht gewünscht 
wird, ihre Verhinderung demgemäss in gleicher Weise den schweizerischen wie 
den deutschen Absichten entspricht.

Auf der anderen Seite glaubt die deutsche Regierung mit diesen Zugeständ­
nis die Grenzen dessen erreicht zu haben, was von ihr in dieser Frage geschehen

1. Reçue par la Légation le 30 août à 13 h., cette note a été transmise téléphoniquement au 
Département politique, le même jour à 16 h. 30, par le Conseiller de Légation, F. Kappeler.
2. Non retrouvé, mais cité, sans doute pour l ’essentiel, dans le document N ° 369.
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kann. Insbesondere sieht sie sich sowohl aus grundsätzlichen Erwägungen wie 
aus technischen Gründen nicht in der Lage, einer Vereinbarung des von der 
schweizerischen Regierung nunmehr vorgeschlagenen Inhalts zuzustimmen.

Das Auswärtige Amt darf unter diesen Umständen die Vermittlung der 
Schweizerischen Gesandtschaft in Anspruch nehmen, damit von der schweize­
rischen Regierung nochmals geprüft wird, ob nicht durch die von deutscher 
Seite in Aussicht genommene Weisung an die deutschen Passtellen in Verbin­
dung mit den sonstigen in dieser Frage getroffenen Massnahmen den beider­
seitigen Interessen besser gedient wird als etwa durch eine Kündigung des 
deutsch-schweizerischen Sichtvermerkabkommens, die eine erhebliche Er­
schwerung des gesamten deutsch-schweizerischen Reiseverkehrs zur Folge 
haben würde.
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CONSEIL F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 30 août 19381

1423. Wiedereinführung des Visums für die Inhaber 
des deutschen Reisepasses

Justiz- und Polizeidepartement. Antrag vom 25. August 1938

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 28. März 193 8 2 die Wiedereinfüh­
rung des Visums für die Inhaber des österreichischen Reisepasses verfügt. In 
Ziffer 7 seines Beschlusses hat er das Justiz- und Polizeidepartement beauf­
tragt, im Einvernehmen mit dem Politischen Departement die Massnahmen zu 
prüfen, die zu ergreifen seien auf den Zeitpunkt des Ersatzes des österreichi­
schen Passes durch den deutschen und dem Bundesrat rechtzeitig Antrag zu 
stellen.

Über die seitherige Entwicklung der Frage der Emigranten aus Deutsch- 
Österreich wurde der Bundesrat orientiert durch einen Bericht des Chefs der 
Polizeiabteilung vom 10. A ugust3 und durch den Antrag des Justiz- und Poli-

1. Etaient absents: A. Meyer, M. Pilet-Golaz. Le Conseil fédéral avait déjà discuté, le 26 août 
1938, de l ’objet dont il est question ici, mais n ’avait pu  prendre de décision. Une lettre de R o th­
m und au Conseiller fédéral Baumann, du 27 août 1938, permet de préciser les raisons de 
l ’absence de décision:

Herr Bundesrat M otta hat mir gestern nachmittag mitgeteilt, der Bundesrat habe in seiner 
gestrigen Sitzung noch nicht Beschluss fassen wollen; es hätten zwei Herren Bedenken geäussert 
wegen des Fremdenverkehrs. Zudem seien nur vier Bundesräte an der Sitzung anwesend gewe­
sen. Die Beschlussfassung sei deshalb auf Dienstag verschoben worden. (E 4300 (B) 1969/78/1).
2. Cf. N ° 249.
3. Cf. N ° 357.
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